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Vorwort 

Deutschland wird auch in Zukunft ein wichtiges Zuwanderungsziel in Europa sein. 
Angesichts der aus Bevölkerungsschrumpfung  und -alterung resultierenden länger-
fristigen Arbeitsmarkterfordernisse  auf der einen Seite und der bevorstehenden 
EU-Osterweiterung auf der anderen wird in der Öffentlichkeit  zunehmend eine ver-
stärkte Steuerung von Immigrationen diskutiert. Das Thema gewinnt insbesondere 
durch die green  card- Initaitive der Bundesregierung zur Anwerbung von hochquali-
fizierten IT-Beschäftigten aus dem Ausland an Bedeutung, und die Diskussionen 
über die Möglichkeiten und Grenzen einer arbeitsmarktspezifischen  Steuerung zu-
künftiger Zuwanderungen nehmen auf allen politischen und gesellschaftlichen Ebe-
nen zu. Die Bundesregierung hat eine Unabhängige Kommission „Zuwanderung" 
eingesetzt, die Anfang Juli 2001 ihre Vorschläge vorlegte; Parteien und Verbände ha-
ben ebenfalls entsprechende Überlegungen vorgestellt, und die Regierung wil l noch 
in dieser Legislaturperiode ein Gesetzesvorhaben zur Regelung der Zuwanderung 
abschließen. 

Die vorliegende Untersuchung, die im Rahmen eines Forschungsprojekts für die En-
quete-Kommission des Deutschen Bundestags „Demographischer Wandel" entstand 
und Anfang 2002 abgeschlossen wurde, knüpft an diese Diskussionen an und stellt 
vor dem Hintergrund unterschiedlicher Zuwanderungsszenarien zunächst eine Rei-
he von arbeitsmarktspezifischen  Zuwanderungskriterien vor. Die Autoren verweisen 
dabei mit Recht auf den in Deutschland gegebenen Ordnungsrahmen und zeigen die 
Probleme auf, die mit den Unsicherheiten verbunden sind, das langfristige Arbeits-
marktniveau in den unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen,  aber auch die jeweili-
gen strukturellen Anforderungen  für Steuerungszwecke zu prognostizieren. Sie stel-
len aber nicht nur die Frage nach den konjunkturellen Verläufen, sondern auch da-
nach, inwieweit die technologische Entwicklung bzw. die „Globalisierung" tatsäch-
lich zu einer relativen Deprivierung weniger qualifizierter  Arbeitskräfte  führt  oder 
inwieweit künftig nicht eher die „Gärtner" als die „Gartenarchitekten" (Krugman) 
gefragt sein werden. 

Die Arbeit zeigt weiter mögliche, auf die zukünftige Arbeitsmarktentwicklung 
ausgerichtete Kriterien für eine gesteuerte Zuwanderung auf und diskutiert sie unter 
dem Aspekt des Zuwanderungspotenzials im Zuge der EU-Osterweiterung und 
der Integrationschancen. Dabei werden die Kriterien auch in Hinblick auf ihre 
Operationalisierbarkeit und Überprüfbarkeit  analysiert. Besondere Bedeutung 
kommt ebenfalls den Möglichkeiten und Grenzen für eine derartige arbeitsmarkt-
spezifische Steuerung zu; entsprechende internationale Zuwanderungspolitiken und 
Erfahrungen in „klassischen" Einwanderungsländern und ihre Übertragbarkeit auf 
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Deutschland unter anderen institutionellen Rahmenbedingungen werden berück-
sichtigt. 

Die juristischen und institutionellen Aspekte der Zuwanderungssteuerung adressie-
ren schließlich Fragen z.B. danach, welche Institutionen (z.B. Arbeitsverwaltung, 
Bundesamt für Zuwanderung o.ä.) die Auswahl treffen  und steuern sollen, und in-
wieweit etwaige Zuwanderungsregelungen europarechtlich eingebettet werden kön-
nen und müssen. Vor dem Hintergrund vergleichender Betrachtungen mit den Zu-
wanderungskonzeptionen in den klassischen Einwanderungsländern Australien, Ka-
nada und USA, aber auch in einzelnen Mitgliedstaaten der EU stellen die Autoren 
die jeweils unterschiedlichen Konzepte und Instrumente einer Einwanderungssteue-
rung in einen historisch gewachsenen nationalen Kontext, um daraus Anhaltspunkte 
für eigene Steuerungsintentionen und -formen abzuleiten. Für Deutschland, das im 
Zentrum Europas liegt und dessen fremden-, nicht bürgerrechtlich orientierte Ge-
setzgebung bislang keine Einwanderungssteuerungs-, sondern eine eher ausländer-
polizeilich motivierte Einwanderungsbegrenzungspolitik widerspiegelt, wird mit 
Blick auf Kontingentierung und Steuerung eine entsprechende Gesetzgebung als er-
forderlich  angesehen. Dabei wird namentlich dem Zusammenhang von Einwande-
rung und Integration Rechnung getragen. 

Die Arbeit hätte ohne die vielfältigen Anregungen aus dem Kollegenkreis der Auto-
ren so nicht entstehen können. Dafür sei allen für ihre Bereitschaft  zur Beschäfti-
gung mit diesem Thema und zur Diskussion herzlich gedankt. Insbesondere danken 
die Autoren Prof.  Dr. Gerhard Kleinhenz, Nürnberg, PD Dr. Werner Sesselmeier, 
Darmstadt, und Prof.  Dr. Albrecht Weber, Osnabrück, für wertvolle Hinweise und 
Anregungen zu einer früheren  Fassung. 

Essen, August 2002 Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung 

Paul Klemmer 
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Kurzfassung 

1. Gegenstand der vorliegenden Untersuchung, die im Rahmen eines Forschungs-
projekts für die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags „Demographi-
scher Wandel - Herausforderungen  unserer älter werdenden Gesellschaft an den 
Einzelnen und die Politik" erarbeitet wurde, ist die „arbeitsmarktgesteuerte Zuwan-
derung - Szenarien der Zuwanderung sowie rechtliche und institutionelle Aspekte 
ihrer Steuerung". Nach der Skizzierung des analytischen und empirischen Rahmens 
(erstes Kapitel) untersucht die Arbeit für Deutschland zunächst die Rolle der Zu-
wanderung in der Vergangenheit und in der absehbaren Zukunft, anschließend deren 
Wirkungen und Ergebnisse, um dann Kriterien einer künftigen „arbeitsmarktorien-
tierten" Steuerung zu formulieren  und zu diskutieren (2). Das dritte Kapitel behan-
delt die rechtlichen und institutionellen Aspekte einer gesteuerten Zuwanderung in 
die Bundesrepublik. Das letzte Kapitel fasst die Ergebnisse zusammen und gibt wirt-
schafts- und rechtspolitische Empfehlungen. 

2. Die Probleme bei der Entwicklung von Zuwanderungsszenarien bzw. bei der Ab-
schätzung des Zuwanderungsangebots sind beträchtlich, und entsprechend groß ist 
die Bandbreite der Schätzergebnisse. Werte nahe 400 000 Personen p.a., wie sie ge-
legentlich mit Blick auf die Vergangenheit diskutiert wurden, sind mittlerweile indes 
als deutlich überhöht anzusehen - auch unter Berücksichtigung der Osterweiterung 
der EU. Die EU-Kommission rechnet jedenfalls gegenwärtig für die nächsten ein bis 
zwei Dekaden nur mit einer Zuwanderung nach Deutschland in der Größenordnung 
von jährlich 100 000 Personen. 

Vor diesem Hintergrund interessiert die voraussichtliche Arbeitskräftenachfrage  in 
Deutschland und inwieweit sich daraus ein Zuwanderungsbedarf  ableiten läßt. Rein 
rechnerisch ließe sich der erwartete Rückgang der Zahl der Arbeitskräfte  noch bis 
etwa 2010 zu zwei Dritteln aus dem Bestand an Arbeitslosen und zu einem Drittel 
durch Verringerung der Stillen Reserve „ausgleichen", erst nach 2010 geht das Er-
werbspersonenpotenzial ohne Immigration spürbar zurück. Eine kompensierende 
Zuwanderung würde ohne Frage die Wachstumsspielräume erweitern. Die Untersu-
chung geht von einer staatlichen Normierung der Zuwanderung nach Maßgabe der 
oberen Variante der Projektion des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 2000 
aus. In qualitativer Hinsicht wird angenommen, dass der Arbeitskräftebedarf  vor al-
lem im oberen Qualifikationssegment entsteht - auch dies ist freilich eine Setzung. 
In mittlerer Sicht lässt sich jedenfalls auch eine Reihe anderer Szenarien vorstellen. 
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Normativ begründete Beschränkungen und Steuerungen der Zuwanderung sind auf 
unterschiedlichen Ebenen und in verschiedenen Formen denkbar; für Deutschland 
sind sie keineswegs neu. Neben den Höchstgrenzen der jährlichen (Netto-) Zuwan-
derung insgesamt wäre auch angebotsseitig an personale und persönliche Selek-
tionskriterien zu denken - ebenso kämen Regulierungen nach Herkunftsregionen  in 
Betracht. Auf der Seite der Arbeitskräftenachfrage  könnten sektorale und regionale 
Beschränkungen erfolgen, wobei üblicherweise nur an eine allgemeine Steuerung zu 
denken ist. Alle Steuerungen haben zur Voraussetzung, dass seitens der Politik ver-
bindliche Vorstellungen über die Rolle und Funktion der Zuwanderung bestehen. 
Bislang ist das in Deutschland noch nicht bzw. nur in Ansätzen, die zudem keines-
wegs konsistent sind, erkennbar. Dabei liegt auf der Hand, dass bei der Aufstellung 
von Kriterien auch nach den gesellschaftlichen Konsequenzen zu fragen ist. 

Es ist davon auszugehen, dass die Zuwanderungssteuerung und die Selektion an-
hand von Kriterien Wachstum und Struktur der Volkswirtschaft  beeinflussen werden 
und insofern ordnungspolitischen Vorbehalten begegnen, selbst wenn sich die Krite-
rien an den Strukturmerkmalen der heimischen Erwerbsbevölkerung orientieren. Sie 
sollten daher pragmatischerweise möglichst allgemein gehalten sein und nicht über 
eine Rahmensteuerung hinausgehen. Sie sollten leicht operationalisierbar, flexibel 
sowie möglichst gut und einfach überprüfbar  sein. Ihre Konstanz bzw. die Variabili-
tät der Regeln wird von der Strategie bestimmt. Die Formulierung der Kriterien hat 
dabei auch in Rechnung zu stellen, dass Deutschland zunächst in den höchsten Qua-
lifikationsstufen  seinerseits mit Abwanderungen heimischer oder zugewanderter 
Arbeitskräfte  konfrontiert  sein dürfte und insgesamt der Wettbewerb der industriali-
sierten Länder um das Zuwanderungspotenzial schon wegen ihrer gleichgerichteten 
demographischen Entwicklung zunehmen wird. Schließlich verändert sich der 
Spielraum für eine Regulierung bei der Zuwanderung auch insofern, als mit einem 
weiteren Rückgang der Transport- und Transaktionskosten die Mobilität zunehmen 
wird. 

3. Bezüglich der Determinanten der Zuwanderung nach Deutschland kann von 
einer weitgehenden Übereinstimmung der Forschung ausgegangen werden, kontro-
vers werden deren Gewicht und Entwicklung (Beschäftigungsmöglichkeiten, Lohn-
differenziale,  Demographie) diskutiert. Die Bedeutung der Determinanten dürfte 
sich in den letzten Jahren allerdings aus mehreren Gründen verändert haben und 
wird sich weiter verändern. Neben variierenden Präferenzen  und Reaktionen der Zu-
wanderung bezüglich der bekannten push- und /?w//-Faktoren kommen dafür sowohl 
die ökonomische Lage in den Ab- und in den Zuwanderungsländern als auch die er-
wähnten Rückgänge der Transportkosten in Frage. Besonderes Augenmerk als Her-
kunftsländer verdienen dabei naturgemäß die mittel- und osteuropäischen Staaten, 
nicht zuletzt auch mit Blick auf die Osterweiterung der EU. Dort wird sich die demo-
graphische Entwicklung der in Westeuropa tendenziell annähern. Das Zuwande-
rungspotenzial aus den MOE-Staaten könnte in mittlerer Sicht aus ökonomischen 
Gründen Einschränkungen erfahren,  da damit zu rechnen ist, dass der Aufhol- und 
Umstrukturierungsprozess die interne Nachfrage nach (qualifizierten) Arbeitskräf-
ten erhöhen wird. In weltweiter Perspektive ist indessen das Zuwanderungsangebot 
als unbegrenzt anzusehen, mit Blick auf die EU- und die MOE-Länder dürfte es nur 
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bei ca. 150 000 bis 300 000 Personen p.a. liegen, um das dann die EU-Länder, aber 
auch die klassischen Einwanderungsländer konkurrieren. 

Die Abschätzung des nachfrageseitigen Zuwanderungsbedarfs  in Deutschland be-
reitet ebenfalls erhebliche Schwierigkeiten. Vor dem Hintergrund der aufzustellen-
den Kriterien bzw. einer Zuwanderungsstrategie kommt ihr ohnehin nur bedingte 
Bedeutung zu. Rein rechnerisch lässt sich das heimische „Arbeitsangebot" durch die 
Verlängerung der Arbeitszeit (Wochen-, Jahres-, Lebensarbeitszeit), die Erhöhung 
der Erwerbsbeteiligung und der Faktorproduktivitäten oder durch die Beschleuni-
gung des technischen Fortschritts durchaus in einem Umfang erhöhen, dass die de-
mographische Lücke temporär geschlossen wird. 

Die ökonomischen Wirkungen der Zuwanderung (Gastarbeiter, Asylbewerber, Spät-
aussiedler) unterscheiden sich in makro- wie in mikroökonomischer Hinsicht je 
nach Größenordnung und besonderen Umständen wie sektorale und regionale Ver-
teilung, Intensität und Dauerhaftigkeit.  Unterstellt man ein „durchschnittliches" 
Qualifikationsniveau bzw. Arbeitseinkommen, so bedeuten 100 000 Zuwanderer 
p.a., die unmittelbar und vollständig beschäftigt werden, 0,5 vH mehr Sozialpro-
dukt, was für sich genommen die Beschäftigung um 110 000 Personen erhöht und 
angesichts der nur unterdurchschnittlichen Inanspruchnahme öffentlicher  Güter und 
Leistungen einen Fiskalüberschuss von 1,3 Mrd. DM erbringt. Im Falle höherer Ar-
beitseinkommen lassen 20 000 Zuwanderer 70 000 mehr Beschäftigte bzw. einen 
Überschuss von 5 Mrd. DM erwarten. Spürbare Wirkungen auf das gesamtwirt-
schaftliche Lohnniveau sind nicht zu gewärtigen, was erheblich stärkere Partialwir-
kungen (sektoral, regional, beruflich, qualifikatorisch) nicht ausschließt. Wenig be-
achtet und ganz besonders schwer abzuschätzen sind die Effekte  auf den Struktur-
wandel. Vieles spricht dafür, dass in der Vergangenheit die Zuwanderung nach 
Deutschland in den unteren Qualifikationssegmenten des Arbeitsmarktes einerseits 
die Tertiarisierung der Wirtschaft  erleichtert hat. Andererseits dürfte sie in den sech-
ziger Jahren die „Überdimensionierung" des gewerblichen Sektors - im Verbund 
mit der Überbewertung der D-Mark - gefördert  oder mindestens stabilisiert, aber 
auch das Produktivitätswachstum gebremst haben. 

An den relativen Wachstums- und Fiskalwirkungen der Zuwanderung dürfte sich in 
Zukunft aus heutiger Sicht nur wenig ändern. Anders sieht es möglicherweise mit 
den Strukturwirkungen aus: Unterstellt man, dass mit Zuwanderung der Rationali-
sierungsdruck und damit auch der Strukturwandel verringert wird, stellt sich ein we-
niger günstiges Ergebnis ein. Zwar ist nicht in allen Teilbereichen und vor allen Din-
gen nicht auf lange Sicht eine Überwindung auftretender  Personalknappheiten in 
gleicher Weise möglich, aber Ausmaß und gesamtwirtschaftliche Bedeutung der be-
troffenen  Sektoren halten sich in Grenzen. Auch auf der Seite des Zuwanderungs-
angebotes ist zwischen kurz-, mittel- und langfristigen Wirkungen zu unterscheiden, 
wobei auch hier die Probleme wohl eher im unteren Arbeitsmarktsegment zu sehen 
sind. Die Erwartung, dass die Kinder und Enkel der Zuwanderer gewissermaßen 
automatisch in erforderlicher  Weise an den höheren Stufen des Schul- und Ausbil-
dungswesens partizipieren, bestätigte sich bislang jedenfalls nicht. 
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